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BETREFF
Bauanfrage vom 12.08.2016 zur Erweiterung des Weingutes auf dem Grundstick Sdgmuhle 15
hier: Herstellung des Einvernehmens gemaf §§ 35, 36 BauGB

Beschlussvorschlag:

Das Einvernehmen zur Bauvoranfrage auf Erweiterung eines Weingutes auf dem Grundstlick
Sagmiuhle 15 wird geman § 35, 36 BauGB erteilt.

Blrgermeister/Dezernent:




Begriindung:

Mit Schreiben vom 10.08.2016 wurde eine Bauvoranfrage zur Erweiterung eines Weingutes auf
dem Grundstuck Sagmuhle 15 eingereicht.

Das bestehende weinbaulich genutzte Gebaude soll nach Nordosten um einen weiteren
Gebaudeteil erweitert werden. Hier soll die Konstruktion als Paralleldach (einzelne zu einem Dach
zusammengesetzte Satteldacher) aufgenommen und um ein weiteres Satteldach erweitert werden.
In den Randbereichen des neuen Gebaudeteils schlielt sich ein untergeordnetes Flachdach an,
dies ist erforderlich um die notwendige Gebaudeflache zu realisieren und dennoch die Struktur
(Dachneigung sowie Trauf- und Firsthohe) der bestehenden Satteldacher aufzunehmen.

In dem Anbau sollen dringend notwenige Gruppenrdume fir die Mitarbeiter, Lagerflachen sowie
ein Mehrzweckraum entstehen.

Des Weiteren soll der im Mai 2014 abgebrannte Lagerschuppen/Maschinenhalle am
Wirtschaftsweg entlang der B 37 /271 ersetzt werden. Die neue Maschinenhalle soll in einem
Abstand von ca. 1 m zur nérdlichen Grundstiicksgrenze errichtet werden. Der ausgebaute
Wirtschaftsweg verschwenkt in diesem Bereich aber in Richtung Norden, so dass das Gebaude
nicht parallel zum Weg geplant ist und an der westlichen Grenze Uber 6 m Abstand zum
Wirtschaftsweg hat. Die Gebaudeseite zum Weg hin soll mit Spailerobst begriint werden.

Bei dem Weingut handelt es sich um eine privilegierte Nutzung und die geplanten Erweiterungen
dienen dem Betrieb, da offentlich Belange nicht entgegenstehen ist die Erweiterung so gemal §
35 Abs. 1 BauGB zulassig.

Berechnung des zusatzlichen Stellplatzbedarfes sowie der zeichnerische Nachweis der Stellplatze
mussen im weiteren Verfahren nachgereicht werden.



	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

